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Dokumentenzweck 

Der vorliegende Arbeitsbericht widmet sich der Beteiligung lokaler Stellen am U-Space Ausweisungsver-

fahrens gemäß der unionsrechtlichen Vorgaben nach Art. 18(f) U-Space VO. Das Dokument stellt eine 

eigenständige Leistung der Professur Digital City Science der HafenCity Universität Hamburg dar, die im 

Rahmen der Beteiligung am BMDF-geförderten Forschungsprojekt LUV - Lösungen und Handlungsemp-

fehlungen für die nationale Umsetzung der U-Space-Verordnung (2022-2023) in Zusammenarbeit mit der 

Behörde für Wirtschaft und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg erbracht wurde. Der Bericht 

resümiert das Vorgehen und die Ergebnisse eines Strategieprozesses zur Beteiligung kommunaler Stellen 

am U-Space Ausweisungsverfahren und schließt mit politikorientierten Handlungsempfehlungen für die 

Untersetzung eines Abstimmungsprozesses zwischen relevanten Organen einer Kommune selbst sowie 

zwischen Kommunen und der lokalen Bevölkerung. 
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1 Einleitung 

Gemäß Artikel 18(f) der europäischen U-Space VO sollen an dem Ausweisungsverfahren für einen U-Space 

jene Behörden und Einrichtungen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene beteiligt werden, deren 

Belange und Interessen von diesem speziellen Luftraum und den darin organisierten Drohnenverkehren 

betroffen sind. Kommunen kann dabei eine besondere Rolle zukommen, insofern aus dem Betrieb von 

UAS über städtischen Grund relevante Auswirkungen auf das Zusammenleben der Menschen vor Ort oder 

auf hoheitliche Entscheidungen zur zukünftigen Gestaltung des Gemeindegebiets zu erwarten sind.  

Die Mitwirkung kommunaler Behörden und Einrichtungen am Ausweisungsverfahren stellt jedoch auch 

einen wesentlichen Faktor dar, um die Planungsqualität des jeweiligen U-Space zu erhöhen. Uner-

wünschte Umweltfolgen oder Beeinträchtigungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit können durch 

die Berücksichtigung örtlicher Gegebenheiten abgemildert oder gänzlich vermieden werden. Zusätzlich 

stehen Kommunen als Bindeglied zu politischen Akteuren, zivilgesellschaftlichen Initiativen und der Be-

völkerung in der Verantwortung, lokale Interessen im U-Space Ausweisungsverfahren zu repräsentieren. 

Für die nationale Ausgestaltung der europäischen U-Space VO bedarf es daher nicht nur eines zweckmä-

ßigen Beteiligungsprozesses zwischen der zuständigen Ausweisungsbehörde und der kommunalen Ebene. 

Es bedarf ebenso eines Abstimmungsprozesses zwischen den vom U-Space Ausweisungsverfahren be-

troffenen Stellen in einer Kommune selbst sowie zwischen der Kommune und lokalen Interessengruppen 

(Abb. 1). Dabei wird eine möglichst große Verfahrensakzeptanz und -Effizienz im Zusammenwirken dieser 

lokalen Stellen sowie eine hohe Akzeptabilität des Ausweisungsverfahrens für die Bevölkerung als not-

wendige Grundlage für die erfolgreiche Umsetzung der U-Space VO in Deutschland betrachtet.  

 

Abbildung 1: Die Rolle der kommunalen Ebene im U-Space Ausweisungsverfahren 

 



Aus dieser Zielsetzung ergeben sich verwaltungsrechtliche und verfahrenspraktische Fragen, welche die 

Rolle von Kommunen bzw. kommunaler Stellen in der Ausweisung von U-Space Lufträumen betreffen:  

1. Wie können die europarechtlichen Vorgaben für die Beteiligung relevanter Stellen gemäß Art. 

18(f) U-Space VO, insbesondere hinsichtlich der Beteiligung der kommunale Ebene, zielführend in 

nationales Recht überführt werden? 

2. Welche kommunalen Belange können von der Ausweisung eines U-Space Luftraums betroffen 

werden und welche Interessen werden durch kommunale Stellen (Behörden, Anstalten, u.a.) in 

ein U-Space Ausweisungsverfahren eingebracht? 

3. Wie kann zwischen diesen kommunalen Stellen ein Austausch- und Abstimmungsprozess organi-

siert sein, sodass dieser die Verfahrenseffizienz des U-Space Ausweisungsverfahrens insgesamt 

unterstützt? 

4. Wie kann die Akzeptabilität des U-Space Ausweisungsverfahrens und damit letztendlich auch des 

U-Space selbst für die lokalen Bevölkerung unterstützt werden? 

Die erste Leitfrage wird in einem Verfahrensvorschlag für die nationale Ausgestaltung eines Mechanismus 

für Art. 18(f) U-Space VO als Rechtsgutachtens gesondert in den finalen Handlungsempfehlungen des LUV-

Projektes adressiert (LUV AP 3.4). Ergänzend widmet sich der vorliegende Bericht den Leitfragen 2-4. Da-

für entwickelte, erprobte und evaluierte die Professur Digital City Science der HafenCity University Ham-

burg ein Konzept für die Beteiligung kommunaler Stellen und die Einbindung lokaler Interessen im U-

Space Ausweisungsverfahren. Das Konzept orientiert sich an den durch die EASA veröffentlichten Accep-

table means of compliance und Guidance materials mit Bezug zur unionsrechtlichen Umsetzung des Art. 

18(f) U-Space VO. Die notwendige Verschränkung akzeptanztheoretischer und methodischer Überlegun-

gen mit geltenden verwaltungs- und verfahrensrechtlichen Vorgaben wurde durch die enge Zusammen-

arbeit mit der Behörde für Wirtschaft und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) sicher-

gestellt.  

Im Folgenden wird zunächst auf das Stakeholdermapping bzw. auf die Belange und Interessen eingegan-

gen, die seitens kommunaler Stellen in ein U-Space Ausweisungsverfahren eingebracht werden. Das da-

rauffolgende Kapitel widmet sich den Ergebnissen eines Strategieprozesses und skizziert die zwischenbe-

hördlichen Abstimmungs- und Regelungsbedarfe für die Nutzung von UAM (Urban Air Mobility) in Ham-

burg. Anschließend werden die Erfahrungen einer Planungswerkstatt präsentiert, in der ein behördlicher 

Abstimmungsprozess zur Ausweisung eines lokalen U-Space Luftraums gem. Art. 18(f) U-Space VO prak-

tisch erprobt wurde. Das darauffolgende Kapitel entwickelt auf Grundlage akzeptanztheoretischer Über-

legungen Empfehlungen zur Steigerung der Akzeptabilität des U-Space Ausweisungsverfahrens für die 



lokale Bevölkerung. Der Bericht schließt mit einem Kapitel, das die gewonnenen Erkenntnisse in konkre-

ten Handlungsempfehlungen überführt und für die weitere Politikgestaltung zum Ausweisungsverfahren 

von U-Space Lufträumen in Deutschland nutzbar macht.  

2 Stakeholderansprache und -Analyse 

Durch die Stakeholderanalyse sollten zunächst jene Stellen identifiziert werden, die (1) ein Nutzungsinte-

resse an der Ausweisung eines lokalen U-Spaces haben, (2) deren Belange durch dessen Ausweisung be-

troffenen sind und (3) deren Aufgaben sich zur Gewährleistung des ordentlichen Betriebes eines ausge-

wiesenen U-Spaces erweitern. In Hamburg wurden dabei Landesbehörden auf ministerieller Ebene sowie 

die ihnen nachgeordneten Anstalten berücksichtigt. 

Nutzungsinteresse an der Ausweisung eines lokalen U-Spaces wurde definiert als die bereits bestehende 

oder zukünftige Anwendung von Drohnen zur kommunalen Daseinsvorsorge durch Behörden oder die 

ihnen nachgeordneten Anstalten. Eine Beteiligung am Ausweisungsverfahren ist damit zu begründen, 

dass für den Betrieb von UAS durch lokale Stellen, mit Ausnahmen für Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben, die Nutzung von U-Space Services verbindlich vorgeschrieben ist und ermöglicht 

werden soll.  

Belange bei der Ausweisung eines lokalen U-Spaces wurden definiert als Güter von öffentlichem Interesse, 

die dem Verantwortungsbereich einzelner Behörden zugeordnet werden können und vom Betrieb von 

UAS im U-Space betroffen sein können. Dies umfasst sowohl Förderziele wie die wirtschaftliche Standor-

tentwicklung als auch Schutzgüter wie den Zivil- oder Umweltschutz. Ein breitgefasstes Verständnis von 

Betroffenheit am U-Space Ausweisungsverfahren ist empfehlenswert, um Interessens- und Zielkonflikte 

frühzeitig zu erkennen, kontextspezifisch gewichten und planerisch auflösen bzw. in eine gemeinsame 

Abwägung bringen zu können. 

Erweiterte Aufgaben wurden definiert als Anforderungen, die für den ordentlichen Betrieb eines U-Spaces 

erfüllt sein müssen und im kommunalen bzw. im an die Kommune übertragenen Wirkungskreis liegen. 

Die Beteiligung am Ausweisungsverfahren von lokalen Stellen, deren Zuständigkeitsbereiche durch einen 

U-Space erweitern werden, soll den Kompetenzaufbau unterstützen, die Planungssicherheit, und in die-

sem Zusammenhang auch die Verfahrensakzeptanz innerhalb der Verwaltung gegenüber dem U-Space 

steigern. 



2.1 Methode 

Zur Vorbereitung der Stakeholderanalyse musste zunächst der Untersuchungsrahmen eingegrenzt, das 

heißt die erwartbaren Auswirkungen von U-Spaces auf kommunale Belange skizziert werden. Ausge-

hend von diesen Technikfolgen können die für diese Belange im lokalen Kontext zuständigen Stakehol-

der benannt und angesprochen werden (vgl. Reed et al. 2009). Dafür wurden Belange mit Relevanz für 

die kommunale Ebene aus den Handlungsfeldern des Aktionsplans der Bundesregierung für Unbe-

mannte Luftfahrtsysteme und innovative Luftfahrtkonzepte (2020), weiteren bundesbehördlichen Doku-

menten wie dem UBA Abschlussbericht Lärmauswirkungen des Einsatzes von Drohnen auf die Umwelt 

(2022) und wissenschaftlichen Überblicksstudien (Kellermann et al. 2020) abgeleitet. Dazu zählen unter 

anderem die Belange:  

 Gefahrenabwehr und Strafverfolgung 

 Schutz personenbezogenen Daten und der Privatsphäre 

 Umwelt-, Tier- und Lärmschutz 

 Infrastruktur- und Stadtentwicklung 

 Reduzierung mobilitätsbedingter Emissionen 

 Ermöglichung neuer Services und Dienstleistungen 

 Stärkung des Wirtschafts-, Industrie- und Innovationsstandorts. 

Auf Grundlage dieser Handlungsfelder wurde die Stakeholderanalyse mittels einer Befragung von Vertre-

terinnen und Vertretern Hamburger Behörden und Anstalten qualifiziert. Genutzt wurde dafür ein bereits 

im Vorfeld in der Stadt bestehender Jour Fixe zum Thema „Urban Air Mobility“, an dem die Fachbehörden 

und weitere Stakeholder der Stadt teilnehmen. In diesem wurden die Anwesenden durch einen Impuls-

vortrag über das Thema U-Space sowie damit einhegende Ziele und Handlungsfelder erstmalig informiert 

und ein Austausch angeregt. Ergänzend wurde mittels E-Mail eine behördliche Abfrage initiiert und an 

alle im Vorfeld als relevant identifizierten Stellen bzw. soweit bekannt, die zuständigen Ansprechpersonen 

versendet. Gefragt wurde:  

 Inwiefern würden Ihre Behörde bzw. nachgeordnete Anstalten selbst U-Space Services nutzen?  

 Welche Förderziele und/ oder Schutzgüter im Verantwortungsbereich ihrer Einrichtung könnten 

durch die Ausweisung eines U-Space in Hamburg betroffen sein und sollten daher in dessen Pla-

nung berücksichtig werden? 

 Welche möglichen Aufgaben und Verantwortungen könnten sich während und nach der Auswei-

sung eines U-Spaces über Hamburg für Ihre Behörde/ nachgeordnete Institutionen ergeben?  



Die aufbereiteten Eingaben zu den Interessen, Betroffenheiten und erwarteten Verantwortlichkeiten 

kommunaler Stellen der FHH bei der Ausweisung eines U-Space befinden sich am Ende dieses Dokumen-

tes (Anhang I).  

2.2 Ergebnisse 

Ein Nutzungsinteresse, eine Betroffenheit von Belangen oder eine Erwartung hinsichtlich zukünftiger Auf-

gaben wurde von allen Behörden der Freien und Hansestadt Hamburg angegeben. Daran zeigt sich be-

reits, dass die Ausweisung und Verwaltung eines U-Spaces auf lokaler Ebene als Querschnittsthema ver-

standen wird, während der tatsächliche Grad einer Betroffenheit bzw. an Mitwirkungsbedarfen entspre-

chend der Charakteristika des jeweiligen U-Space Luftraums und den darunterliegenden Gebietstypen 

(reines Industriegebiet, Wohngebiet u.a.) variieren kann. 

2.2.1 Nutzungsinteressen 

Eine zentrale Mitnahme aus der Analyse ist das in Hamburg behörden- und anstaltsübergreifende Inte-

resse zur Anwendung von UAS. Vorerfahrungen und weitergehende Anwendungsinteressen bestehen 

beispielsweise für das Management im gesamten Hafengebiet, für die Inspektion von öffentlichen Brü-

cken und Straßen oder der Erhebung von Geodaten per Drohnenflug. Zudem gibt es Planungen, einen 

gemeinsamen öffentlichen Anbieter von Drone as a Service Dienstleistungen für andere Behörden und 

Anstalten aufzubauen.  

Auch seitens der Behörden bestehen direkte Nutzungsinteressen, beispielsweise einen Einsatz von Droh-

nen für das Monitoring im Bereich Umweltschutz, für Vermessung, Baufortschrittsüberwachung und War-

tungs- und Sanierungsaufgaben oder für das Überwachen von Verkehrsflüssen. Auch weniger offensicht-

liche Anwendungspotenziale wurden genannt, wie die Nutzung von Luftaufnahmen im Unterricht oder 

die Nutzung von Drohne im Rahmen von Ausbildungen an berufsbildenden Schulen.  

2.2.2 Betroffene Belange 

Zentraler Belang im Zusammengang einer U-Space Ausweisung ist der Schutz sensibler Gebiete und kri-

tischer Infrastrukturen im Verantwortungsbereich der jeweiligen Behörde, wie beispielsweise von Poli-

zeidienststellen. Zentrales Förderziel ist die Stärkung der Hamburger Wirtschaft im Allgemeinen. Aber 

auch die kommerzielle Anwendung von UAS wird zum Teil als sinnvoll angesehen, beispielsweise für die 

Agarindustrie oder die Kultur- und Medienwirtschaft.  

Hinsichtlich potenziell betroffener Schutzgüter ist vor allem das Thema Datensicherheit- und Pri-

vatsphäre als übergreifender Belang hervorzugeben, beispielsweise der Schutz von Persönlichkeitsrech-

ten von Lehrern und Schülern entsprechend Schul-Datenschutzverordnung, der Schutz vor Missbrauch 



durch unbotmäßige Drohnennutzungen im Umfeld von Kita-Außenspielflächen, öffentlich-rechtlichen Un-

terkünften u.a.) sowie allgemein der Verbraucherschutz. Weiter Schutzgüter sind die Tierwelt, die städti-

sche Lebensqualität in Hinblick auf visuelle und akustische Beeinträchtigungen, die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung und die Luftsicherheit. 

2.2.3 Erweiterte Aufgaben 

Aufgaben in Verbindung mit einem lokalen U-Space umfassen zunächst die koordinierte Mitwirkung im 

Ausweisungsverfahren, verstanden als das Anzeigen sensibler Gebiete im Verantwortungsbereich der je-

weiligen Behörde. Diese Aufgabe bleibt auch in Hinblick auf die städtebauliche Veränderung des betroffe-

nen U-Space Gebiets relevant, beispielsweise beim Bau neuer Bahntrassen oder Wohngebiete. Weitere 

Mitwirkungsbedarfe der Behörden und Anstalten werden für die Erstellung von dynamischen Luftraum-

beschränkungen durch den verantwortlichen USSP gesehen. So müssen temporäre Ereignisse angezeigt 

werden, beispielsweise Versammlungen, Einsätze von Rettungskräften oder das Aufstellen von Kränen in 

einem Baugebiet. Mehrere Stakeholder geben zudem an, Kontroll- auf Aufsichtsaufgaben wahrnehmen 

zu müssen, beispielsweise gegenüber dem marktkonformen agierenden des lokalen USSP, hinsichtlich der 

Einhaltung arbeitsrechtlicher Vorgaben in Verbindung mit einer privatwirtschaftlicher Drohnennutzung 

sowie zur Gefahrendetektion und Abwehr in Verbindung mit Drohnenanwendungen. Ein weiterer Aufga-

benbereich umfasst das Monitoring und die Evaluation der Auswirkung des U-Space, beispielsweise auf 

die Umwelt, die lokale Wirtschaft oder die städtische Lebens- und Aufenthaltsqualität. Auch das Manage-

ment und die Integration der gewonnenen Daten wurden als Aufgabenbereich aufgeführt. Als Quer-

schnittsaufgabe kann außerdem die Fortschreibung lokaler Entwicklungskonzepte und Strategiepapiere 

aufgeführt werden, deren Ziele durch die Ausweisung eines U-Spaces betroffen sein können. Beispielhaft 

können hier die Themenbereiche nachhaltige Stadtentwicklung, Smart-City und Mobilität genannt wer-

den. Eine weitere Querschnittsaufgabe ist die koordinierte Information, Öffentlichkeitsarbeit und Betei-

ligung zur Anwendung von UAS im U-Space gegenüber relevanten Statusgruppen wie politischen Gre-

mien, zivilgesellschaftlichen Interessenvereinigungen, Umweltverbänden, Unternehmen sowie den Bür-

gerinnen und Bürgern. 

  



3 Strategieprozess 

Der behördeninterne Strategieprozess hat zum Ziel, (1) den internen Austausch zu UAS-Anwendungen im 

kommunalen Interesse anzustoßen, (2) die aktuelle politische und rechtliche Rahmensetzung im Bereich 

UAS zu skizzieren und (3) ein gemeinsames Verständnis von den Aufgaben und Herausforderungen ge-

genüber der Nutzung von UAS in Hamburg zu schaffen.  

3.1 Methode 

Zur Umsetzung dieser Ziele wurden in den Räumen der HCU eine Präsenzveranstaltung organisiert und 

runde Tische mit den drei oben genannten Themenschwerpunkt ausgewiesen. Der World-Café Methode 

folgend, wurden die Tische jeweils von einer außenstehenden Person moderiert und betreut (Abb. 2). Die 

Teilnehmenden kamen dort in den Austausch und hatten anschließend die Möglichkeit, die verbleibenden 

zwei Themen zu bearbeiten. Insgesamt waren 22 Personen aus neun Organisationen anwesend.  

 

Abbildung 2: Impressionen aus dem Strategieworkshop an der HCU im September 2022 

3.2 Ergebnisse 

Da die Veranstaltung ein erstes Zusammenkommen war, lag der Fokus nicht auf den Thema U-Space als 

potenzielles Planungsinstrument einer urbanen Luftraumnutzung, sondern auf dem Informationsaus-

tausch und der Formulierung eines gemeinsamen Verständnisses von der Rolle von UAM in der Metropo-

lregion Hamburg. 

3.2.1 Anwendungsinteressen 

Übergreifend kann festgehalten werden, dass der Einsatz von Drohnen erwünscht ist, wo Personal- oder 

Materialressourcen für bestehende Aufgaben gespart werden, beispielsweise beim Einsatz von UAS als 

Ersatz für eine Einsatzhubschrauber. Andere Argumente zielten auf Drohnenanwendungen, welche die 

Erledigung öffentlicher Aufgaben qualitativ verbessern, beispielsweise die Nutzung von UAS zur schnel-

leren Luftlagebildermittlung, zur umfassenderen Überwachung von Demonstrationszügen oder als neue 



Möglichkeit der Datenerhebung zur effektiveren Steuerung von Verkehrsflüssen. Weitere Anwendungs-

potentiale liegen dort, wo UAS-Anwendungen die strategischen Ziele der Stadt fördern können, beispiels-

weise die Beschleunigung kommunaler Digitalisierungsprozesse durch die drohnengestützte Generierung 

von Verkehrs- oder Umweltdaten.  

Drohnenanwendungen außerhalb des behördlichen Interesses sollen daran gemessen werden, ob sie ei-

nen Mehrwert für die Bevölkerung darstellen, beispielsweise Logistikanwendungen zu Paketstationen. 

Ablehnung wurde signalisiert für den luftgestützten Personentransport mit Flugtaxis sowie den Einsatz von 

Drohnen für Essenslieferungen.  

3.2.2 Rechtsrahmen 

Die Teilnehmenden waren sich einig, dass die Mitwirkung an der politischen und rechtlichen Rahmenset-

zung im Bereich UAS und U-Space durch die Stadt zentral vorgenommen werden sollte. Für Hamburg ist 

dies dem Bereich Luftverkehr zugeordnet, der bereits seit 2019 in diesen Themen gegenüber Bund und 

EU aktiv ist. Vertreter:innen von Behörden mit ebenfalls zentral betroffenen Themen wie bspw. der 

Stadtentwicklung und Umwelt unterstützten das Engagement der FHH zur Stärkung der Gestaltungs-

spielräume und Steuerungsmöglichkeiten des Landes Hamburg im Sinne der Interessen aller Behörden.  

Die Handlungsfähigkeit der Stadt wird als notwendig erachtet, um einerseits Anwendungen im Grundsatz 

zu ermöglichen, anderseits Belange von städtischem Interesse sichern zu können, beispielsweise die Auf-

enthalts- und Lebensqualität in öffentlichen Räumen. Einigkeit bestand zudem darüber, dass eine Forma-

lisierung der Koordination zwischen betroffenen Fachbehörden und -bereichen stattfinden sollte. Mög-

lichkeiten seien die Angliederung des Themas an eine Senatskommission, welche das Thema stadtüber-

greifend behandeln könnte, die Einrichtung eines Lenkungskreises zum Austausch von Informationen und 

Berichterstattung auf Leitungsebene sowie zur Delegierung von Aufgaben innerhalb der einzelnen Behör-

denorgane oder die Etablierung eines Arbeitskreises direkt zwischen den relevanten Organen der Behör-

den und Anstalten.  

Stellen der Stadt, die eigene Drohnenanwendungen bereits vornehmen oder zukünftig vornehmen wol-

len, konzentrieren sich darauf, die rechtlich und planerische Mitwirkungsbereitschaft der FHH dahinge-

hend zu nutzen, dass (fortschrittliche) Drohnenanwendungen zunächst erst einmal überhaupt ermöglicht 

werden. In diesem Zusammenhang wurden auch Impulse zum Aufbau eigener Betreiberstrukturen ge-

setzt, beispielsweise für die Einrichtung eines UAS-Kompetenzzentrums zur gemeinsamen Aus- und Fort-

bildung sowie zum Aufbau einer gemeinsamen Drohnenflotte.  



3.2.3 Aufgaben und Herausforderungen 

Zentrale Herausforderungen der FHH als verantwortliche Verwaltung für UAS-Anwendungen im Stadt-

gebiet sind insbesondere der Kompetenz- und Personalausbau, u.a. in Hinblick auf die Strafverfolgung. 

Zudem wurden die Öffentlichkeitsarbeit, der Umgang mit Belästigungen von Bürgerinnen und Bürgern, 

die Bereitstellung von Flächen sowie die Veränderung politischer Rahmenbedingungen als Herausforde-

rungen dargestellt.  

Als Herausforderungen für die FHH als Anwenderin von UAS wurde die Etablierung behördenübergrei-

fender Betriebsstandards zur Gewährleistung der öffentlichen und betrieblichen Sicherheit herausgestellt 

sowie das Sicherstellen einer zweckbezogenen Nutzung der gewonnenen Daten innerhalb der Behörden 

und Anstalten im Sinne der Datenschutzgrundverordnung.  

4 Planungswerkstatt U-Space 

Die Planungswerkstatt hatte zum Ziel, unter den teilnehmenden Behördenvertreter:innen (1) ein gemein-

sames Aufgabenverständnis gegenüber Artikel 18(f) der europäischen U-Space VO herauszubilden. Zum 

anderen sollte (2) ein behördenübergreifender Abwägungs- und Abstimmungsprozess erprobt werden, 

der eine tatsächliche Ausweisung von U-Space Lufträumen in der FHH unterstützten könnte. Dafür wurde 

anhand eines konkreten Gebietes untersucht, ob durch die gemeinsame Abwägung von Belangen und 

durch die Anwendung relevanter Planungswerkzeuge behördenübergreifend akzeptierte Planungsergeb-

nisse erarbeitet werden können. Das dritte Veranstaltungsziel war (3) eine Sensibilisierung für jenen Auf-

gaben, die für den ordentlichen Betrieb eines U-Spaces in den Verantwortungsbereich Hamburger Behör-

den und Anstalten fallen können.  

4.1 Methode 

In den Räumen der HCU wurde eine ganztägige Veranstaltung organisiert, an der, mit Ausnahme von Ver-

treter:innen der Hamburger Senatskanzlei, der Sozial-, der Schul- und der Justizbehörde, insgesamt 28 

Teilnehmer:innen aus 14 Behörden bzw. Einrichtungen teilnahmen. Die Veranstaltung begann mit einer 

Einführung der BWI zum Sinn und Zweck von U-Space Lufträumen, gefolgt von einer Erläuterung der 

rechtlichen Grundlagen für die Ausweisung von U-Spaces gemäß den in der U-Space VO definierten An-

forderungen an einen Abstimmungsprozess zwischen der zuständigen Ausweisungsbehörde und der FHH 

als lokale Ebene gemäß Artikel 18(f). 

Der zweite Veranstaltungsteil erprobte den kommunalen Abstimmungsprozess für die Ausweisung eines 

fiktiven U-Space Luftraum über dem Stadtteil Hamburg Wilhelmsburg. Als Szenario wurde kommuniziert, 

dass ein entsprechendes Ausweisungsverfahren bereits durch die Ausweisungsbehörde eröffnet wurde 



und konkrete Objekte in diesem potentiellen U-Space einer gesonderten Betrachtung durch die lokalen 

Stellen unterzogen werden müssten. Auftrag an die Behördenvertreter:innen war die Erarbeitung abge-

stimmter Stellungnahmen hinsichtlich der Frage, ob einer Nutzung von UAS in diesen Arealen bzw. über 

den entsprechenden Objekten zugestimmt werden könne. Dabei hatten die Behördenvertreter:innen die 

Aufgabe, alle für sie nützlichen Planungsinstrumente vorzuschlagen, um mögliche Zielkonflikte zwischen 

einer effizienten und freizügigen Luftraumnutzung über diesen Objekten einerseits sowie relevanten 

Schutzgütern und lokal-spezifischen Interessen andererseits auflösen zu können. Bereitgestellt wurden 

17 Steckbriefe mit Objekten steigender städtebaulicher Komplexität und dementsprechend steigenden 

Abstimmungsbedarfen zwischen den Behörden. Die meisten Steckbriefe behandelten geografisch ge-

schützte Gebiete nach § 21h LuftVO, beinhalten aber auch andere, kulturell oder soziale sensible Orte. 

Des Weiteren enthielten die Steckbriefe neben einer sachlichen Objektbeschreibungen und -Bebilderun-

gen auch fiktive Szenarien. Diese betrafen Aussagen zur planerischen Relevanz des Objektes für die Er-

schließung verschiedener Flugtrassen sowie Aussagen zur erwarteten Anzahl an Flugbewegen über den 

Objekten. Diese variierten je nach Lage zwischen 15 und 400 Flugbewegung pro 24 Stunden. Eine Auswahl 

der Steckbriefe befindet sich im ANNEX II.  

Unter Annahme einer erfolgreichen Ausweisung wurden im dritten Veranstaltungsteil die Funktionsweise 

eines U-Space Leitstandes vorgestellt und kommunale Verantwortlichkeiten für den ordnungsgemäßen 

Betrieb des U-Space Hamburg Wilhelmsburg erörtert.   

4.2 Ergebnisse 

 

Abbildung 3: Impressionen aus der Planungswerkstatt an der HCU im Januar 2023 

4.2.1 Kommunales Planungsverständnis  

Eine zentrale Mitnahme für die anwesenden Behördenvertreter:innen aus der inhaltlichen Einführung 

war das komplexe Rollenverständnis der Freien und Hansestadt Hamburg, sollte lokal ein U-Space Luft-

raum ausgewiesen werden. In diesem Fall wäre die Stadt als Teil des Ausweisungsverfahrens verantwort-

lich für den Interessenausgleich zwischen Bevölkerung, Politik und Wirtschaft. Nach einer Ausweisung 



wäre die Stadt nicht zuletzt hinsichtlich der Nutzung von Bodeninfrastrukturen und zur Erledigung laufen-

der Informations- bzw. Steuerungsaufgaben für den ordentlichen Betrieb des U-Spaces mitverantwort-

lich. Gleichzeitig wäre die Stadt über die Nutzung von Drohnen zur kommunalen Daseinsvorsorge auch 

eine Nutzerin von U-Space Services.  

4.2.2 Planungsworkshop 

Vor Beginn des Gruppenarbeitsphase wurden im Plenum Belange zusammengetragen, die von einer stei-

genden UAS Nutzung in Hamburg betroffen sein können, sowie potenzielle Planungs- und Steuerungsin-

strumente zur Auflösung eventueller Interessenkonflikte erörtert. Tabelle 3 fast diese zusammen.  

Tabelle 1: In den Abwägungsprozess eingegebene Belange und Planungsinstrumente 

Belange (Schutzgü-

ter und Interessen) 

 Wirtschaftliche Wertschöpfung, Standortmarketing, Wettbewerb 

 Schutz der Privatsphäre und grundlegender Persönlichkeitsrechte verschie-

dener Statusgruppen 

 Schutz der Umwelt und der Tierwelt 

 Schutz vor Lärmemissionen & visuellen Beeinträchtigungen  

 Schutz kulturell, sozial oder ökologisch sensibler Gebiete 

 Schutz kritischer Infrastrukturen und Gefahrenabwehr 

 Gesellschaftliche Akzeptanz 

 Arbeitsschutz 

Mögliche Pla-

nungsinstrumente 

 Auflagen für Drohnentypen und ihrer Sensorik 

 Auflagen für bestimmter Anwendungen und Zwecke 

 Beschränkungen von Flugzeiten, Frequenzen und Flughöhen 

 Permanente und temporäre No-Fly-Zones 

 Besonderer Abstimmungs- und Zustimmungserfordernisse 

Anschließend wurden die Steckbriefe bearbeitet. Von den 12 vollständig bearbeiteten Objektsteckbriefen 

wurden 2 als tendenziell unkritisch bewertet (Verkehrsknotenpunkt, Schule). Für 8 Objekte wurden Maß-

nahmen als notwendig angesehen, ein Betrieb aber als möglich erachtet (Friedhof, Kulturstätte, Natur-

schutzgebiet, Bahnanlage, Industrieanlage, Behörde, Wasserkanal, Naherholungsgebiet). Für 2 Objekte 

wurden ein Betrieb von UAS im darstellten Szenario und Umfang abgelehnt (Polizeistation mit Sportplatz, 

Windkraftanlage). Mitnahmen, welche betroffene Belange und planerische Strategien zur Konfliktlösung 

betreffen, können wie folgt zusammengefasst werden:  

 Von den teilnehmenden Behördenvertreter:innen wurde dem Betrieb von UAS im U-Space eher 

zugestimmt, wenn ein besonderes Interesse der Stadtverwaltung oder der Stadtbevölkerung 



an dem damit in Verbindung stehenden Service angenommen wurde. Insbesondere die gesell-

schaftliche Relevanz des durch die Drohnen erbachten Services, beispielsweise für humanitäre 

Zwecke, den Umweltschutz oder die kommunale Daseinsvorsorge, waren wichtige Kriterien im 

Abwägungsprozess der Steckbriefe.  

 Für die Abwägung der teilnehmenden Behördenvertreter:innen war mitunter relevant, welches 

Flugmanöver durchgeführt wurde. Ein Überflug wurde oftmals unkritischer betrachtet als die 

Durchführung von Starts- und Landungen.  

 Die Teilnehmenden haben ihre Abwägung stark von der Flugfrequenz und der damit verbunde-

nen Belastung bzw. dem Risiko am Boden abhängig gemacht.  

 Insbesondere in der Diskussion über größere und zusammenhängende Flächenareale wie Parks 

wurde hervorgehoben, dass bestimmte Routen sicherer und weniger invasiv als andere seien 

und die Bündelung von Flugverkehren in umsichtig geplanten Trassen oder Korridore befür-

wortet wird. Eine entsprechende Feinplanung sollte beispielsweise durch die lokal agierenden 

USSPs möglich gemacht werden.  

Mitnahmen, welche den § 21h LuftVO betreffen, können wie folgt zusammengefasst werden:  

 Von den zuständigen Behördenvertreter:innen wurden hinsichtlich eines Überflugs mit UAS Ob-

jekte als sensibel bzw. schützenswert eingestuft, die nicht als geografisches Gebiet im § 21h 

LuftVO gelistet werden. Als Beispiel zu nennen sind Friedhöfe, Kleingärten, Naherholungsge-

biete, Grünanlagen und Parks sowie öffentliche Kultur-, Sport- und Spielstätten.  

 In einigen Fällen bewerteten Teilnehmende die Abstandsregelungen gemäß § 21h LuftVO als 

nicht weitreichend genug bzw. als nicht zielführend. Beispiele sind Polizeistationen, die durch 

UAS mit handelsüblicher Sensorik aus 100 Metern Entfernung ausspioniert werden können oder 

Naturschutzgebiete, die mit einem Abstand beflogen werden können, der weit unter dem Jagd-

radius von Seeadlern liegt.   

 Die Erschließung eines U-Space Luftraums durch das punktuelle Einholen von Überflugserlaub-

nissen gemäß den Statuten in § 21h LuftVO wurde von den Anwesenden als unzumutbarer Ar-

beitsaufwand benannt. Beispiele sind Absprachen mit Eigentümern bzw. Nutzungsberechtigten 

von Wohnbebauung oder mit Betreibern von Industrieanalagen.  

Mitnahmen, welche die Zusammenarbeit kommunaler Stellen mit anderen Stakeholdern betreffen, kön-

nen wie folgt zusammengefasst werden:  

 Viele der behandelten Objekte fallen in die Zuständigkeit des Bezirksamtes, welches in die Ab-

wägung auf Objektebene eingebunden werden muss. Als Beispiele zu nennen ist die Verant-

wortung des Bezirksamtes für die Erarbeitung und den Beschluss von Nutzungsverordnungen für 



lokale Naturschutzgebiete, Naherholungsgebieten, Schulen, Sportplätze, Friedhöfe u.a. Objekte. 

In diesen Nutzungsverordnungen ist der Betrieb von Drohnen vielfach untersagt.  

 Für die Abstimmung kommunaler Stellen kann auch die Beteiligung von bzw. der Austausch 

mit Bundesbehörden notwendig sein. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn Bundeswas-

ser- oder Fernstraßen parallel zur Verkehrsinfrastruktur unter kommunaler Aufsicht verlaufen 

und für die Nutzung von UAS im U-Space erschlossen werden sollen.  

 Aus der bisherigen Zusammenarbeit in Planungsverfahren wurde die Einbindung von (Umwelt-) 

Verbänden im U-Space Ausweisungsverfahren als zusätzliche Belastung beschrieben, obgleich 

der Einfluss von UAS auf Umweltbelange unbestritten geteilt wurde.  

4.2.3 Kommunale Aufgaben und Verantwortlichkeiten nach der Ausweisung eines U-Spaces 

Der letzte Teil des Planungsworkshops befasste sich im Plenum mit Aufgaben, Verantwortlichkeiten und 

Ressourcenbedarfen, welche sich für kommunale Stellen nach der Ausweisung eines U-Spaces über 

Hamburg ergeben können. Aufbauend auf der Vorstellung eines prototypischen U-Space Leitstand wur-

den zunächst Aufgaben im Zusammenhang mit dem Erlass von dynamischen Luftraumbeschränkungen 

innerhalb des U-Space Luftraums diskutiert. Unklar war für die Anwesenden, welche Ereignisse Einfluss 

auf einen ordentlichen Betrieb des U-Spaces haben können und daher von Behörden verpflichtend an 

USSPs oder den SCISP kommuniziert werden müssen. Beispiele sind Hochbauvorhaben, Versammlungen 

und Großveranstaltungen aber womöglich auch ökologische Ereignisse wie die Brut geschützter Vogelar-

ten.  

Außerdem wurde der Workshop dazu genutzt, sich zu den Themen öffentlicher Kommunikation und Be-

teiligung auszutauschen. Betont wurde hier die Rolle eines zentralen Informations- und Beschwerdema-

nagements. Relevante Kennzahlen des lokalen U-Space sollten öffentlich verfügbar sein und Fluginforma-

tionen unter Wahrung von Betriebsgeheimnissen öffentlich gemacht werden können, um größtmögliche 

Transparenz über die Nutzung von UAS im Stadtgebiet zu schaffen. Dies ist auch daher wesentlich, um 

Fehlmeldungen durch besorgte Bürger:innen an die lokalen Polizeidienststellen zu vermeiden.  

  



5 Akzeptabilität von U-Spaces für die Bevölkerung 

Zielsetzung, sich mit der Akzeptabilität des U-Space Ausweisungsverfahrens für die lokale Bevölkerung zu 

beschäftigen, ist einem Konfliktpotential vorzubeugen, dass aus einer relativen Betroffenheit der Stadt-

gesellschaft ohne eine angemessene Repräsentation ihrer Interessen im Ausweisungsverfahren hervor-

gehen kann (Lidynia et al. 2018; Clothier et al. 2015). Im Rahmen repräsentativ-demokratischer Strukturen 

sollten daher Maßnahmen erwogen werden, welche insbesondere Kommunen in diesem Anliegen unter-

stützten und die Akzeptabilität des U-Space Ausweisungsverfahrens für die relativ betroffenen Bevölke-

rung befördern.  

5.1 Handlungsleitsätze  

Aktuell sind die rechtlichen und technischen Zusammenhänge zwischen UAS-Anwendungen und der Aus-

weisung von U-Space Lufträumen in der Öffentlichkeit kaum bekannt. Ebenso wenig besteht ein öffentli-

ches Bewusstsein gegenüber den Erwartungen, welche auf kommunaler Ebene mit der Erschließung des 

unteren Luftraums als Verkehrsebene und Wirtschaftsraum verbunden werden. Hinsichtlich der inhaltli-

chen Komplexität des Gegenstandes sind demnach Maßnahmen in Betracht zu ziehen, die den Wissens-

erwerb und deliberativen Austausch in der lokalen Bevölkerung unterstützten. Ein entsprechender Kom-

petenzaufbau unterstützt die Herausbildung robuster Einstellungen, die erst, vermittelt über eine politi-

sche Öffentlichkeit, im U-Space Ausweisungsverfahren adressiert werden können.  

Andererseits besteht auch auf kommunaler Ebenen kein Bewusstsein dafür, welche Erwartungen und In-

teressen die lokale Bevölkerung an einen zunehmenden Einsatz von UAS bzw. die Steuerung von Verkeh-

ren im urbanen Luftraum stellt. In Anbetracht dieser unklaren Erwartungshaltung werden also Maßnah-

men relevant, die Kommunen hinsichtlich der Beteiligung im Ausweisungsverfahren von U-Spaces bei der 

Identifikation und Repräsentation lokaler Interessen, Normen und Werten unterstützen. Naheliegend 

sind dafür vor allem Formate der konsultativen Bürgerbeteiligung. Im Sinne systemtheoretischer Ansätze 

tragen diese nicht nur zu einer Legitimitätssteigerung repräsentativ-demokratischer Entscheidungen bei 

(Dienel et al. 2014), sondern können aus Sicht der Bevölkerung auch das Vertrauen gegenüber den han-

delnden Akteuren und damit die Akzeptabilität gegenüber dem U-Space selbst fördern. 

In Hinsicht auf den Verfahrensvorschlag für die nationale Ausgestaltung eines Mechanismus für Art. 18(f) 

U-Space VO (LUV AP 3.4) kommen für die konkrete Umsetzung dieser beiden Handlungsleitsätze vor allem 

Maßnahmen in Betracht, die bereits vor Beginn des Ausweisungsverfahrens initiiert werden und zur Be-

darfsanmeldung eines hinreichend konkretisierten U-Spaces beim Bund führen können. Initiiert die Kom-

mune einen U-Space nicht selbst, wird eine frühzeitige Einbeziehung der Kommune in die Bundesplanung 

von U-Spaces unterstützen, entsprechende Maßnahmen rechtzeitig durchzuführen. 



5.2 Empfehlungen zur Steigerung der Akzeptabilität des U-Space Ausweisungsverfahrens in 

der lokalen Bevölkerung 

Aufbauend auf diesen Leitsätzen können konkrete Maßnahmen für eine Steigerung der Akzeptabilität 

des U-Space Ausweisungsverfahrens für die lokale Bevölkerung formuliert werden. Als Voraussetzung 

für die Planung und Umsetzung dieser Maßnahmen werden ein lokalpolitisches Mandat zur Ausweisung 

eines U-Spaces sowie ein bereits initiierter, behördenübergreifender Kompetenzaufbau in Anlehnung an 

den LUV-Strategieprozesses (Kapitel 2-4) als hilfreich angesehen.  

Für jegliche Form der Öffentlichkeitsbeteiligung müssen zudem die Entscheidungs- und Handlungsspiel-

räume der kommunalen Ebene bekannt sein, um ihre bzw. die Interessen der lokalen Bevölkerung im 

U-Space Ausweisungsverfahrens geltend zu machen. Diese verfahrensrechtlichen Bestimmungen defi-

nieren zwangsläufig den Rahmen und die Zielsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligung. Dazu zählen insbe-

sondere auch aktuell noch ungeklärte Fragen nach einer hoheitlichen Anwendbarkeit von Planungsin-

strumenten für die Gestaltung eines lokalen U-Space Luftraums durch die kommunale Ebene, beispiels-

weise für eine Bündelung von Flugverkehren, dem Verbot oder der Incentivierung bestimmte UAS-An-

wendungen, die Definition einer Höchstzahl an UAS-Anwendungen im U-Space u.a.  

5.2.1 Vor Eröffnung des Ausweisungsverfahrens 

Zu jedem Zeitpunkt vor Eröffnung eines U-Space Ausweisungsverfahrens kann der Wissenserwerb in der 

lokalen Bevölkerung durch die Initiierung institutionalisierter, regelmäßiger Austauschformate und Ka-

näle durch kommunale Stellen unterstützt werden. Neben Demonstrationsveranstaltungen und Vor-

tragsreihen sind bürgerschaftliche Begleitkreise oder Bürgerräte bewährte Beispiele für dialogische 

Formate, die auf kommunaler Ebene in regelmäßig wiederkehrender Form etabliert werden können. 

Diese können sich zunächst mit übergeordneten Fragen zum Einsatz von UAS im lokalen Zusammenhang 

befassen und ein wertvolles Instrument für die späteren Kommunikation und Beteiligung zum U-Spaces 

darstellten. 

In Hinblick auf die Identifikation lokaler Interessen, Normen und Werte in der Ausweisung eines U-

Spaces können insbesondere deliberativ orientierte Beteiligungsformate empfehlenswert sein. Dazu 

zählt beispielsweise die Umsetzung von Planungszellen (engl. Citizen Juries), in der sich eine relevante 

Anzahl an zufällig aus dem Melderegister gezogener Bürger:innen auf Grundlage von Fachvorträgen 

über einen Zeitraum von zwei bis drei Arbeitstagen zu konkreten Themenaspekten einer Luftraumnut-

zung durch UAS beraten. Das Thema U-Space kann dabei als ein zentraler Themenaspekt behandelt oder 

aber ins Zentrum der gesamten Veranstaltung gestellt werden. Ein Bürgergutachten als Produkt dieses 

deliberativen Beteiligungsprozesses dient der Kommune anschließend als Grundlage für die Ausarbei-

tung politisch und planerisch belastbarer Leitlinien einer zukünftigen Luftraumnutzung. Wie Erfahrungen 



aus bisherigen Formaten in Deutschland zeigen (Sky Limits 2021), haben Bürger:innen hierzu klare Posi-

tionen und Ideen. Tendenziell sind insbesondere junge Menschen gegenüber der Technologie und ihren 

Potentialen offen.  

Ein weiteres Beteiligungsformat, welches sich bereits in der partizipativen Erarbeitung von Stadtentwick-

lungskonzepten etabliert hat, sind kommunale Leitbildprozesses mit der Stadtbevölkerung. Das Format 

kann adaptiert werden, um gemeinsam zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft Leitlinien zu erarbei-

ten, beispielsweise für UAS-Anwendungen im Interesse der Bevölkerung, für Betriebsgrundsätze von 

UAS im Stadtgebiet oder für Planungsgrundsätze für die Ausweisung eines lokalen U-Space. Zusätzlich 

kann ein entsprechender Leitbildprozess durch „Marktplatzformate“ ergänzt werden, die eine Plattform 

für UAS-Anwender und potenzielle USSPs darstellen, ihre Produkte und Dienstleistungen der teilneh-

menden Bevölkerung vorzustellen und in den Meinungsbildungsprozess einfließen zu lassen.  

5.2.2 Planungsphase 

Aus Sicht der Verfahrensakzeptanz ist eine Transparenz gegenüber dem Interesse an und der voraussicht-

lichen Verortung eines U-Space zentral, um Skepsis und Misstrauen gegenüber dem Ausweisungsprozess 

bzw. den lokalen Prozessverantwortlichen entgegenzuwirken. Die interessierte Öffentlichkeit, zivilgesell-

schaftliche Organisationen, genauso aber auch untere Verwaltungsebenen sollten von dem Ausweisungs-

verfahren eines U-Spaces nicht überrascht werden. Dabei können insbesondere selektiv vermittelte In-

formationen Misstrauen hervorrufen und dem Ausweisungsverfahren schaden (siehe: Boucher 2015). 

Entsprechend sind eine zielgruppengerechte Aufbereitung und Dissemination von Informationen not-

wendig.  

Um die Repräsentation lokaler Interessen in der Ausweisung eines U-Space Luftraumes zu unterstützen, 

sollte die Kommune planungsrelevanten Akteursgruppen aus dem Gebiet die Möglichkeit geben, einen 

etwaigen U-Space Planentwurf zu kommentieren. Entsprechende Workshops mit Vertreter:innen der Ver-

bandsebene und lokalen Bevölkerung wurden bereits im ländlichen Raum zu Bestimmung bevorzugter 

Flugkorridore und der Verortung von Landeinfrastrukturen erfolgreich erprobt (Biehle und Kellermann 

2023). Auch bestehen vielversprechende Ansätze, digitale Werkzeuge für die Kommunikation und parti-

zipative Planung in dreidimensionalen Räumen anzuwenden (Fraske et al. 2022). Auf dieser Grundlage ist 

auch im Rahmen der Ausweisung komplexerer U-Space Lufträume die Umsetzung planungsbezogener 

Beteiligungsformate zu empfehlen.  

5.2.3 Ausführungs- und Revisionsphase 

Während der U-Space Ausführungsphase ergeben sich weitere Möglichkeiten, über Maßnahmen zur Stei-

gerung der Transparenz und Integration bevölkerungsseitiger Interessen die Akzeptabilität des U-Spaces 



zu erhöhen. So können beispielsweise Echtzeitinformationen zu genehmigten Flugbewegungen und Mel-

dungen zu vermeintlich sicherheitsrelevanten Ereignissen über digitale Plattformen von der Bevölke-

rung abgerufen bzw. gemeldet werden. Entsprechende Ansätze, beispielsweise zur partizipativen Mes-

sung von drohneninduziertem Lärm über das Smartphone werden aktuell vom DLR erprobt (Eißfeld 2019). 

Eingaben aus der Bevölkerung können so unmittelbar während des Betriebes oder aggregiert im Rahmen 

der routinemäßigen Überprüfungsphase des U-Spaces implementiert werden.  

Bestandteil dieser turnusmäßigen Überprüfungsphase des U-Spaces ist eine von der zuständigen U-Space 

Koordinierungsstelle verantworteten Anhörung. Neben einer technischen Prüfung soll hier unter Einbin-

dung der kommunalen Stakeholder auch eine Reflexion umweltbezogener, wirtschaftlicher und sozialer 

Aspekte erfolgen. Eine Beteiligung der lokalen Bevölkerung in der Überprüfungsphase ist aus partizipa-

tions- und akzeptanztheoretischer Perspektive besonders relevant, da, analog zur Planungsphase, kon-

krete Gestaltungsspielräume für eine stärkere Orientierung des U-Spaces an die Interessen der lokalen 

Bevölkerung möglich und gewünscht sind. 

  



6 Handlungsempfehlungen 

Eine möglichst große Verfahrensakzeptanz und -Effizienz im Zusammenwirken kommunaler Stellen sowie 

die angemessene Berücksichtigung lokaler Interessen am Ausweisungsverfahren stellen eine Grundlage 

für die erfolgreiche Umsetzung der U-Space VO in Deutschland dar. Um diese Zielstellung zu befördern, 

wurde im Rahmen des LUV AP4 und am Beispiel der FHH ein Beteiligungskonzept umgesetzt. Dieses um-

fasst eine Stakeholderansprache, einen Strategieprozess und einem Planungsworkshop mit Vertreter:in-

nen kommunaler Behörden und Anstalten.  

Untersucht wurde, welche Behörden und Anstalten am Ausweisungsverfahren eines U-Space beteiligt 

werden sollten, welche Interessen und Belange sie in das Verfahren einbringen und, wie zwischen diesen 

kommunalen Stellen ein Austausch- und Abstimmungsprozess organisiert werden sollte. Des Weiteren 

wurde erstmals im nationalen Kontext untersucht, wie eine angemessene Berücksichtigung gesellschaft-

licher Interessen am U-Space Ausweisungsverfahren sichergestellt werden kann, um die Akzeptabilität 

des Ausweisungsverfahrens für die lokale Bevölkerung zu gewährleisten.   

6.1 Mitnahmen für die Regelung von Beteiligungsprozessen kommunaler Stellen  

1. Im Dialog über UAM die Bedeutung von U-Spaces verstehen: Bevor sich relevante kommunale 

Akteure nicht eingehender mit kommerziellen Drohnenanwendungen sowie den Potentialen und 

Limitationen von UAM auseinandergesetzt haben, ist ein lösungsorientierte Zusammenarbeit in 

einem U-Space Ausweisungsverfahren nicht empfehlenswert. Vorhergehende Austauschformate 

mit fachlichen Informationen und Impulsvorträgen oder die Vorschaltung eines strukturierteren 

UAM-Strategieprozesses sind zu empfehlen.   

2. Zentrale kommunale Stakeholder: Obgleich der U-Space ein Querschnittsthema ist, sollte jeder 

Ausweisungsprozess im urbanen Raum mindestens mit Akteuren aus den Verantwortungsberei-

chen Stadtentwicklung; Umwelt; Wirtschaft; Innere Sicherheit; und Verkehr umgesetzt werden. 

Eine besondere Rolle kann Bezirks- oder Stadtteilverwaltung zufallen.  

3. Belange: Eine Betroffenheit von Belangen und demnach auch die Auswahl lokaler Stellen, die am 

U-Space Ausweisungsverfahren beteiligt werden sollten, hängt von den erwartbaren (verkehrli-

chen/ ökologischen/ sozialen/ sicherheitsbezogenen) Auswirkungen der im U-Space Luftraum ein-

gesetzten UAS ab. Diese Einschätzung einer Betroffenheit sollte durch einen aufbereiteten, wis-

senschaftlich abgesicherten Pool an Informationsangeboten unterstützt werden. Zentrale Be-

lange, die von Stakeholdern in das LUV-Ausweisungsverfahren eingebracht wurden, waren der 

Schutz kritischer Infrastrukturen; die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung; 

die Wirtschaftsförderung; der Schutz der Privatsphäre und anderer Persönlichkeitsrechte; der 



Schutz der Tierwelt; sowie die Aufrechterhaltung der städtischen Lebensqualität (visuelle und 

akustische Beeinträchtigungen). 

4. Planungsinstrumente: Gestaltungskompetenzen der kommunalen Ebene im U-Space Auswei-

sungsverfahren werden als notwendig erachtet, um Anwendungen im Grundsatz zu ermögli-

chen, gleichzeitig aber Belange von städtischem Interesse sichern zu können. Seitens kommuna-

ler Stellen wurden Planungsinstrumente als besonders konfliktlösend für die Planung von U-Space 

Lufträumen eingestuft, die den Betrieb von UAS über bestimmten geografischen Gebieten abhän-

gig machen können von dem Einsatzzweck der jeweiligen UAS; von der Art des Manövers (Über-

flug versus Start/Landung); von der Nutzungsfrequenz des entsprechenden Gebietes; und von der 

Möglichkeit UAS-Verkehre in Trassen zu bündeln. 

5. Erweiterte Aufgaben: Aufgaben, die durch die Ausweisung eines U-Spaces von den beteiligten 

kommunalen Stellen antizipiert wurden sind, waren die koordinierte Mitwirkung im Ausweisungs-

verfahren, verstanden als das Anzeigen sensibler Gebiete; die Unterstützung bei der Erstellung 

von dynamischen Luftraumbeschränkungen; Kontroll- auf Aufsichtsaufgaben gegenüber USSPs 

und UAS Anwendern; Monitoring und Evaluationsaufgaben hinsichtlich der Auswirkung des U-

Space; die Anpassung lokaler Entwicklungskonzepte und Strategiepapiere; und die Öffentlich-

keitsarbeit. 

6. Aufgaben und Herausforderungen: Zentrale Herausforderung für die Wahrnehmung dieser Auf-

gaben sind der interne Kompetenz- und Personalaufbau, insbesondere in Hinblick auf die Verfol-

gung von drohnenbezogenen Straftaten. Zudem wurden die Belästigungen von Bürgerinnen und 

Bürgern, die Bereitstellung von Flächen sowie die Veränderung politischer Rahmenbedingungen 

als Herausforderungen dargestellt.  

Weitere Handlungsempfehlungen für die zukünftige Umsetzung eines Beteiligungsprozesses kommu-

naler Stellen in der Ausweisung von U-Space Lufträumen:  

 Anwendungsinteressen fördern: Kommunale Stellen, die ein Potential im Einsatz von UAS zur 

Verbesserung der kommunalen Daseinsvorsorgebeschäftigen sehen oder bereits selbst UAS an-

wenden, haben ein ausgeprägtes Nutzungsinteresse am U-Space und können dadurch leichter für 

einen gemeinsame, konstruktive Zusammenarbeit im Ausweisungsverfahren gewonnen werden. 

Starke Interessen für den Einsatz von UAS durch öffentliche Stellen sind die Einsparung von Per-

sonal- oder Materialressourcen; die effizientere Erledigung öffentlicher Aufgaben; sowie die Un-

terstützung strategischer, beispielsweise in Leitbildern festgeschriebener Ziele der Stadt. Empfeh-

lenswert können daher Impulse zum Aufbau eigener Betreiberstrukturen; der Einrichtung eines 

UAS-Kompetenzzentrums zur gemeinsamen Aus- und Fortbildung; oder der Aufbau einer gemein-

samen Drohnenflotte sein.  



 Gesellschaftliche Mehrwerte und Gemeinwohlorientierung als Maßgabe für UAM:  Ein Interesse 

kommerziellen UAM-Anwendungen im U-Space zu ermöglichen haben kommunale Stellen eher, 

wenn diese Anwendungen für die Allgemeinheit nützlich und einer breiten Öffentlichkeit zugäng-

lich sind.  

 Kommunikation von Kennzahlen: Empfohlen ist es, innerhalb kommunaler Stellen eine Erwar-

tung davon zu schaffen, wie viele und vorrangig welche Drohnenanwendungen in dem jeweiligen 

U-Space Luftraum zukünftig umgesetzt werden. Dies ist ein zentraler Bezugspunkt der lokalen 

Akteure, um die Relevanz des Themas zu verstehen und die eigene Betroffenheit einschätzen zu 

können.  

 Hauptverantwortlichkeiten benennen: Für die Umsetzung der Beteiligung kommunaler Stellen 

am U-Space Ausweisungsverfahren ist die Benennung einer Behörde zu empfehlen, welche die 

Beteiligung anderer Behörden und Stellen koordiniert und als vorrangige Kontaktstelle für die U-

Space Koordinierungsstelle fungiert. Diese Rolle sollte innerhalb der Kommune Anerkennung fin-

den, um die Zusammenarbeit zu unterstützen.  

 Anerkennung eines komplexen Rollenverständnisses: Kommunen haben im U-Space Auswei-

sungsverfahren ein komplexe Rollenverständnis. Als Teil des Ausweisungsverfahrens sind sie ver-

antwortlich für den Interessenausgleich zwischen Bevölkerung, Politik und Wirtschaft. Nach einer 

Ausweisung sind sie für den ordentlichen Betrieb eines U-Space mitverantwortlich. Gleichzeitig 

sind sie selbst Nutzerinnen von U-Space Services. 

 Formalisierung der Koordination: Zu empfehlen ist der Aufbau formalisierter Strukturen auf kom-

munaler Ebene, um die Beteiligung am U-Space Ausweisungsverfahren zu koordinieren. Beispiele 

können sein die Angliederung des Themas an eine Senatskommission, die Einrichtung eines Len-

kungskreises oder die Etablierung von Arbeitskreisen.  

 Anpassungsbedarfe für Nutzungsverordnungen und Satzungen: Naturschutzgebiete, Naherho-

lungsgebieten, öffentliche Sportplätze, Friedhöfe oder andere Objekte haben Nutzungsverord-

nungen oder Satzungen, die einen Flug von UAS untersagen. Die Ausweisung von U-Space Luft-

räumen über diesen Objekten kann eine Anpassung dieser untergesetzlichen Bestimmungen er-

fordern.  

 Meldepflichten als kommunale Aufgaben: Meldepflichten kommunaler Stellen über den s.g. 

SCISP bzw. die lokal agierenden USSP müssen definiert und vor Ausweisung des U-Spaces in Ver-

waltungsprozesse integriert werden. Naheliegend ist eine möglichst abschließende Auflistung von 

Ereignissen, die den zuständigen Stellen von der Ausweisungsbehörde überreicht wird. Über ge-

eignete Maßnahmen muss sichergestellt werden, dass diese Monitoring- bzw. Berichtspflichten 

innerhalb der kommunalen Verwaltungen, bin hinunter auf die Bezirksebene, ordnungsgemäß 

und ressourceneffizient erfüllt werden.  



 Zentrales Informations- und Beschwerdemanagement als kommunale Aufgabe: Relevante 

Kennzahlen des lokalen U-Space sollten öffentlich verfügbar sein und Fluginformationen unter 

Wahrung von Betriebsgeheimnissen öffentlich gemacht werden, um größtmögliche Transparenz 

über die Nutzung von UAS im Stadtgebiet zu schaffen. Dies ist auch daher wesentlich, um Fehl-

meldungen durch besorgte Bürger:innen an die lokalen Polizeidienststellen zu vermeiden.  

 

6.2 Mitnahmen hinsichtlich der Verfahrensakzeptabilität eines U-Space Ausweisungsverfah-

rens für die Bevölkerung 

1. Akzeptanzfaktor Ausweisungsverfahren: Aus akzeptanztheoretischer Sicht stellt bereits die 

Ausgestaltung und praktischen Umsetzung des U-Space Ausweisungsverfahren einen relevanten 

Kontextfaktor dar, der die Einstellung der lokalen Bevölkerung gegenüber dem letztendlichen U-

Space als auch den damit assoziierten UAS-Anwendungen positiv oder negativ moderieren kann. 

2. Wissenserwerb in der Bevölkerung: Ein Kompetenzaufbau in der Bevölkerung zum Thema U-

Space unterstützt die Herausbildung robuster Einstellungen, die dann, vermittelt über eine poli-

tische Öffentlichkeit, im U-Space Ausweisungsverfahren adressiert werden können. Hinsichtlich 

der inhaltlichen Komplexität des Themas sind Maßnahmen zu empfehlen, die den Wissenser-

werb und deliberativen Austausch in der lokalen Bevölkerung unterstützten. 

3. Identifikation und Repräsentation von Interessen der lokalen Bevölkerung: Auf kommunaler 

Ebenen besteht kein Bewusstsein gegenüber den Erwartungen der lokalen Bevölkerung hinsicht-

lich der Ausweisung eines U-Space Luftraums. Kommunalen Koordinierungsstellen ist die Um-

setzung von Formaten der konsultativen Bürgerbeteiligung zu empfehlen, um die Identifikation 

und Repräsentation lokaler Interessen, Normen und Werten zu ermöglichen. 

Weitere Handlungsempfehlungen für die Unterstützung der Verfahrensakzeptabilität eines U-Space 

Ausweisungsverfahrens für die Bevölkerung  

 Begleitkreise und Bürgerräte: Zu jedem Zeitpunkt vor Eröffnung eines U-Space Ausweisungsver-

fahrens kann der Wissenserwerb in der lokalen Bevölkerung durch die Initiierung institutionali-

sierter, regelmäßiger Austauschformate – und Kanäle unterstützt werden. Neben Demonstrati-

onsveranstaltungen und Vortragsreihen sind bürgerschaftliche Begleitkreise oder Bürgerräte 

Beispiele für dialogische Formaten, die auf kommunaler Ebene etabliert werden können.  

 Planungszellen: Deliberativ orientierte Beteiligungsformate wie Planungszellen unterstützten 

die Identifikation lokaler Interessen in der Nutzung von UAS im Stadtgebiet und der Ausweisung 



eines U-Spaces. Ein Bürgergutachten als Produkt dieses Beteiligungsprozesses dient der Kom-

mune als Grundlage für die Ausarbeitung politisch und planerisch belastbarer Leitlinien einer 

zukünftigen Luftraumnutzung.  

 Informationspflichten: Mit Beginn des Ausweisungsverfahrens ist eine zielgruppengerechte Auf-

bereitung und Dissemination von Informationen notwendig. Verfahrensrechtlich könnte dies in 

Anzeige- und Informationspflichten für jene Stelle übersetzt werden, welche das U-Space Aus-

weisungsverfahren einleitetet.  

 Hinwirkungspflicht auf frühzeitige und informelle Öffentlichkeitsbeteiligung: Mit Beginn des 

Ausweisungsverfahrens ist auf kommunaler Ebene die Umsetzung planungsorientierter Beteili-

gungsformate für Stakeholder im U-Space Ausweisungsgebiet zu empfehlen, um die Repräsenta-

tion lokaler Interessen zu unterstützen. Dies sollte durch die U-Space Koordinierungsstelle un-

terstützt werden. 

 Digitale Planungstools zur Kommunikation und Beteiligung: Empfohlen werden die Entwick-

lung und Anwendung digitaler Tools für die Kommunikation und partizipative Planung in dreidi-

mensionalen Räumen, jeweils zwischen Behörden als auch mit der Öffentlichkeit. Dafür kann es 

sinnvoll sein, bestehende Lösungen aus dem Bereich der Stadtplanung gezielt an die Bedarfe der 

U-Space Planung anzupassen.  

 Öffentlich zugängliche Echtzeitinformationen: Während der U-Space Ausführungsphase unter-

stützen Echtzeitinformationen zu genehmigten Flugbewegungen und Meldungen zu vermeint-

lich sicherheitsrelevanten Ereignissen über digitale Plattformen die Akzeptabilität des U-Spaces 

für die Bevölkerung. Die Entwicklung von Apps oder ähnlichen Plattformen ist zu empfehlen.  

 Öffentlichkeitsbeteiligung in der U-Space Überprüfungsphase: Bestandteil dieser turnusmäßi-

gen Überprüfungsphase des U-Spaces ist eine von der zuständigen U-Space Koordinierungsstelle 

verantworteten Anhörung. Eine Beteiligung der lokalen Bevölkerung dieser Phase ist aus partizi-

pations- und akzeptanztheoretischer Perspektive besonders relevant, da analog zur Planungs-

phase, konkrete Gestaltungsspielräume für eine stärkere Orientierung des U-Spaces an die Inte-

ressen der lokalen Bevölkerung möglich und in den entsprechendem GM gewünscht sind. 

  



6.3 Weitere Forschungsbedarfe 

Mit einem durch den Gesetzgeber klarer definierten Verfahrensablauf und größerer Sicherheit gegen-

über den kommunalen Mitwirkungsprozessen am U-Space Ausweisungsverfahren sollte ein an LUV an-

gelehntes Ausweisungskonzept abermals erprobt werden. Als Fallbeispiel sollte ein Flächenland gewählt 

werden, um das Abstimmungsverfahren zwischen lokalen und regionalen Behörden betrachten zu kön-

nen. Weitere Erkenntnisse könnte die Wahl eines Fallbeispiels bringen, dass die Ausweisung eines U-

Spaces über mehreren Gemeinden und/oder Bundesländern vorsieht. Des Weiteren stellt aus akzep-

tanztheoretischer Sicht bereits die Ausgestaltung und praktischen Umsetzung des U-Space Ausweisungs-

verfahren einen relevanten Kontextfaktor dar, der die Einstellung der lokalen Bevölkerung gegenüber 

dem letztendlichen U-Space als auch den damit assoziierten UAS-Anwendungen positiv oder negativ 

moderieren kann. Die pilothafte Erprobung von Beteiligungsformaten kann sinnvoll sein, um Empfehlun-

gen für deren Umsetzung an verantwortliche Stellen auf kommunaler Ebene weitergeben zu können.  
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Anhang I 

Eingaben zu den Interessen, Betroffenheiten und erwarteten Verantwortlichkeiten kommunaler Stellen 

(Fachbehörden) der FHH bei der Ausweisung eines U-Space. Zusammengefasst wurde eingegeben:  

Eigene UAS-Nutzungsinteressen:  

 Befliegungen von Gleisanlagen  

 Umweltmonitoring 

 Kontroll- und Transportaufgaben 

 Forschungszwecke 

 Erledigung Sicherheitsaufgaben; im Speziellen bspw.: 
o Einsatz von UAS im Rahmen polizeilicher Aufgaben (auch verdeckt)  
o Vorab-Erkundung von Einsatzorten  

 Vermessung, Baufortschrittsüberwachung und Sanierungsaufgaben 

 Nutzung von Luftbildern im Unterricht: Geografie, Biologie/Ökologie 

 Nutzung von UAS an berufsbildenden Schulen im Rahmen des Bildungsauftrags, wie z.B. im Aus-
bildungsberuf Veranstaltungstechniker:in 

 Stadt/öffentliche Stelle als eigener Anbieter für Drone as a Service (für andere Behörden, Organi-
sationen und Privatunternehmen) 
 

Betroffene Belange:  

1. Schutz der Privatsphäre und Daten, bspw.:  

 bei Kontrollaufgaben i.V.m.  Kinder- und Jugendhilfe 

 bei Kontrollaufgaben i.V.m. Verbraucherschutz 

 von Hochschuleinrichtungen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 

 von Persönlichkeitsrechten von Lehrern und Schülern entsprechend Schul-Datenschutz-
verordnung 
 

2. Schutz sensibler Gebiete, bspw.: 

 JVAs u.a. 

 Habitate u.a. 

 Häfen, Industrie 

 Sicherheitsinfrastrukturen wie Polizeistationen u.a. 

 u.a. kulturell bedeutsame Orte, Plätze von besonderer öffentlicher Bedeutung, Freizeit- 
und Erholungsräume, Wohngebiete 

 Schulhöfe, Sportanlagen und Freiluftbäder u.a 

 u.a. Verkehrsinfrastruktur, z.B. Schienenknoten 

 Bauwerke, Straßen, Hochwasserschutzanlagen, roadsideunits, etc 

 Gleisanlage, Haltestellen und Schutz von Personen auf Haltestellen 

 Hochsicherheits-Labore u.a 

 Gleisanlage, Haltestellen und Schutz von Personen auf Haltestellen 
 

3. Schutz der Umwelt 

 Schutz der Tierwelt; bspw. Scheuchwirkungen auf Tiere im Luftraum/ Kollisionen 

 Schutz vor Lärmemissionen (entsprechend Richtlinie TA-Lärm) 

 Schutz vor visuellen und akustischen Beeinträchtigungen  

 Flächennutzungskonflikte (in Hinblick auf etwaig notwenige HUBs, wenn konkurrierende 
Nutzungsansprüche bestehen) 
 



4. Schutz der Lebens- und Aufenthaltsqualität  

 Insb. entlang stark frequentierter Flugkorridore 
 

5. Stärkung der Wirtschaft  

 Stärkung des Wirtschafts-, Industrie- und Innovationsstandorts (Schaffung einer Industrie-
landschaft/ Wettbewerb) 

 Stadt/öffentliche Stelle als eigener Anbieter für Drone as a Service (für andere Behörden, Or-
ganisationen und Privatunternehmen) 
 

6. Stärkung der Drohnenanwendungen (Ermöglichungsfunktion)  

 Vereinfachter Zugang zum Luftraum für 
o Agrarwirtschaft u.a.;  
o für Kultur- und Medienwirtschaft;  
o für Wirtschaftsunternehmen; 
o für Forschungseinrichtungen. 

 

Erweiterte Verantwortlichkeiten:  

 Öffentliche Sicherheit und Ordnung; insb. Maßnahmen der Strafverfolgung und Gefahrenab-
wehr (Detektion und Abwehr von unberechtigten UAS) und Luftsicherheit 

 Aufsichtsaufgabe (gegenüber den USSPs) 

 Kontroll- und Schutzaufgaben (arbeitsrechtliche Vorgaben zur Nutzung von UAS; Kontrolle einer 
UAS Nutzung durch Ordnungsamt; Einsichtnahme in die Flugüberwachungssysteme zur Detektion 
und Abwehr; Kontrollzonen der bemannten Luftfahrt) 

 Erstellung von dynamischen (Luft-) Lagebildern (für Luftraumsperrung über einem Einsatzort, 
aber bspw. auch im Falle einer Kran-Aufstellung) 

 Anzeigen potenziell sensibler Gebiete (s.o. Schutz sensibler Gebiete; hier auch: Beteiligung an 
der Planung ggf. vorgesehener Flugrouten oder -Korridore; Verkehrsinfrastrukturen) 

 Beschaffung von Flächen (Umnutzung landeseigner Flächen für UAS Sicherheitslandeplätze u.a.) 

 Begleitung Planverfahren und Erlass Baugenehmigungen (für drohnenbezogene Infrastrukturen) 

 Information und Öffentlichkeitsarbeit (Zivilgesellschaft. örtliche Bevölkerung und Umweltver-
bänden; Unternehmen; Forschungseinrichtungen, Bezirke) 

 Integration von U-Space als Belang in übergeordnete Stadtentwicklungskonzepte: in übergeord-
nete Mobilitätskonzepte und in übergeordnete Smart-City Konzepte 

 Evaluation und Monitoring (Umweltwirkung des U-Space, volkswirtschaftliche Wirkung des U-
Space; Ressourcenbedarfe für kommunale Aufgaben i.V.m. U-Space; Wirkung des U-Space auf 
Forschungsaktivität) 

  



Anhang II 

Auswahl an Objektsteckbriefen für die Erprobung eines Abstimmungs- und Abwägungsprozesses kommu-

naler Stellen in der Ausweisung eines U-Space Luftraums im Rahmen des HCU Planungsworkshops.  

 

  



 

  



 

  



 

 


